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vtuzkluummer morgen- 30 4, avendS sowie von«, und Festtag- 30 4.

(Obrrsd)lrsicit.

Schwebende Verhandlungen. — Die Entente «och

immer nneinig.

Die .Timer" melden aus Oppeln: Beneral Hoefer ttRärlt in
einer llnlerredung mit britischen Offizieren, er verpflichte sich, nicht
vorzuriicken, solange sich die Polen nicht rührten. Ler
Berichtersialler der .Timer" sagt, das sei gerade die
Schwierigkeit, denn niemand, am wenigsten die Aufständischen,
kSnnte garantieren, daß die Aufständischen sich nicht rührten. Der
Stab der polnischen Aufständischen bestehe größtenteils au-
n i ch t o b «r s ch l e s i s ch eil Polen. Sie verloren das Vertrauen
ihrer Leute und ört ichen Pefehirhaber, die alle Krieg auf eigene
Rechnung machten.

8lii$ Berlin wird gemeldet:

Die deutschen Botschafter in Paris, London und Rom wurden
angewiesen, wegen der jüngsten Ereignisse in Obcrschlesien, besonders
wegen der Ultimatums a» H oe s er, Vorstellungen zu er-
heben. Eine Nole wurde nicht überz.den. Gestern sanden zwischen
Hoefer und dem englischen Kommissar H e n n e k e r Bciprechungcn
über die militärischen Maßnahmen, die heute voraussichtlich fortgesetzt
werden, statt.

*

»Daily Chronicle* schreibt in einem .Entente" überschriebenen
Artikel, die n ä ch st c Zusammenkunft d e $' O b e r st e n Naler

wurde noch nicht festgesetzt. Dabei häuften sich die Fragen an,
mit denen sich der Nat beschäfligcn müßte. Oderschlesien bleibe
daS Hauptproblem. Eine Verschleppung in der B.handlung dieser
Frage ziehe ernste, vicht notwendige Gefahren nach sich. „Dailn
Chronicle" erklärt, ein endgültiges interalliiertes Abkommen, eine
gleiche Politik in Oberschlesien durch Frankreich
und England seien für den europäischen Frieden uuenlbehriich.
Ler Grundsatz der beiden Länder, sich freie Hand zu bewahren, soweit
daS unter dem FriedenSverlrage möglich ist und alle paar Wochen
Konicrenzen des Obersten Naler abzuhallen, führe in der Praxis
zu Unzuträglichkeiten. Man brauche nur die Reden zu
lesen, die wählend der letzlen Debatte in der französischen Kammer
gehallen wurden, um sich zu vergegenwärtigen, daß ein Fort-
jchreiten aus dieser Grundlage den Tod der Entente
bedeuten würde.

»

Entspannung der Lage. — Die Engländer rücke» vor.

• y Berlin, 7. Juni 1921.

Die Zuspitzung, die die Lage in Oberschlesien durch

die ultimative Forderung der interalliierten Kommission an

ben deutschen Selbstschutz erfahren hatte, scheint durch das

Vorstclligwerden der deutschen Gesandten bet den einzelnen

Entente-Regierungen und durch die Verhandlungen, die die

Reichsregierung inzwischen mit der Oppelner Kommission ge-

führt hat, eine zufriedenstellende Abschwächung

erfahren zu haben. Die Zusicherung des Leiters der englischen
Verstärkuiig, daß die S ä u b e r u n g s a k i i o n unmittel-

bar bevorsteht, hat bei den deutschen Selbstschutzienten

äußerst beruhigeitd gewirkt. Es scheint tatsächlich,

daß die Engländer jetzt eingreifen, um das Indu-

striegebiet von polnischen Insurgenten zu säubern. Wie mit

erfahren, sind die notwendigen Vorbereitungen bereits ge-

troffen, und es ist beabsichtigt, daß die Engländer von Groß-
S i r e h l i tz aus nach G l e'i w i tz vorstoßen, um bann strahlen-

mäßig Beuthen, Königshütte und Kattowitz zu

besetzen. Der deutsche Selbstschutz soll während der englischen

Aktion den Schutz des rechten Mügels der Engländer über-

nehmen, jedoch nicht eingreifen, sondern lediglich zur Ver-

fügung des englischen Kommandos stehen. Bevor die

Säuberung beginnt, soll die interalliierte Kommission

beabsichtigen, einen Aufruf an die polnischen Insurgenten zu

richten, in dem unter Androhung ft re ng ft er Strafen

die Waffenniederlegung und die Auflösung der
Banden gefordert wird.

Daß die englische Verstärkung ein Eingreifen tatsächlich be-

absichtigt, geht aus der Beunruhigung, die unter den Insurgenten

herrscht, hervor. Die Annahme, daß die Säuberungsaktion nicht

schwierig sein wird, findet in dein Rücktritt bcS bisherigen Obcr-

kommandanten der Polen eine gewisse Bestätigung. Doliva,

der bisher die militärischen Maßnahmen der Insurgenten leitete,

bat das Kommando nieder gelegt, weil er eingesehen

hat, daß es ihm nickt möglich ist, die Disziplin unter den Aufstän-

dischen aufrechtzuerhalten, und weil er vermeiden wollte, daß man

ihn mit mordenden und plündernden Aufständischen identifiziere.

Mit diesem Rücktritt sind auch die Bedingungen hinfällig, die

die Polen nach Auslandsmeldungen neuerdings wieder an die

interalliierte Kommission gerichtet haben sollen und die unter an-

derem die Einrichtung einer neutralen Zone ver-
langen.

Die inzwischen eingetretene Klärung der Lage ist um so mehr

zu begrüßen, als die französische Presse aus der vorübergehenden

Zuspitzung wieder Honig saugte und die französische Regierung
zu Vergeltuiigsmaßregeln auf dem rechten Rbeinufer aufforbert.

Die Ereignisse werden so schlimm wie möglich geschildert, um ins-

besondere einen Vorwan dz ur Fortdauer der März-

sanktionen zu erhalten. Durch das schnelle Eingreifen der

Reichsregierung ist Gott sei Dank auch diesmal den französischen

Ehauviuisten das Wasser abgegraben worden. Wir wollen jetzt

hoffen, daß es den Engländern bald gelingt, die gesetzmäßigen Zu-
stände iw Oberschlesien wieder herzustellen. Ist die Wsicht hierzu

vorhanden — und das scheint der Fall zu sein — so werden bald

Ruhe und Ordnung in das Industriegebiet des Ostens wieder-

kehren und somit Europa vor neuem Zündstoff verschont bleiben.

Um die Urentzemegierung.

Bertin, 7. Juni 102t.

Durch di« Rode de? preußischen Ministerpräsidenten ist die

Frage der Regierungsbildung in Preußen inso-

fern geklärt, als bekannt ist, daß sowohl im Zentrum wie auch

bei den Demokraten keine Neigung auf Umbildung
des Kabinett? ohne Deutsche Volkspartei be-

steht. Was bisher noch unklar war, haben die maßgebenden

Führer der Demokraten und des Zentrums durch unverbindliche

Aeußerungen sozialdemokratischen Abgeordneten gegenüber hinzu-
gkfügt. Die Deinokra'en haben keine Eile mit der Regieruags-

umharung, weil sic dadurch einen Minister verlieren müc'er

ch wollen sie noch wie vor die Hi»u:ziehung der Teutsch n

Volkspartei. Das Zentrum will von der Heranziehung der

Deutschen Vol.spartei ebenfalls nicht abweichcn, bezeigt im

übrigen alw.r überhaupt keine Neigung zu Verhandlungen über

die Regierungsumbildung, solange nicht eine gewisse Konsolidie-

rung im Reiche vorhanden fei. Bisher haben auch keinerlei Ver-

Handlungen über die Regierungsnmbildung slattgefunde». Die

beiden Regierungsparteien wollen anscheinend erst kosten, wie sich

in Preußen gegen die Sozialdemokraten regieren läßt, r > ■

sozialdemokratische LandtagSsraktion wird e? hierbei an dem

nötigen Anschauungsunterricht nicht fehlen lasten.

Die Ncsprechuugcu ztvilch.ii dem p>cußischin iniüeipräildkitten
Siegerwald uno dem N - ichLkau - ler üdcr die o b :_r -
schlesische Fruge fanden heute vormittag noch nicht statt, sie
dürften heute noch erfolgen.

gibt e8 an diesen Steuern nicht mehr viel, besonders nicht in
sozialen und kulturellen Ausgaben. Preußen muß sich eben,
ohne auf das Reich zu warten, durch eigene Opfer sanieren.
Solange wir eine bürgerliche Regierung haben,
ist aber noch keine neue Steuer bewilligt wor-
den und wird auch nicht bewilligt werden. Ei» demokratischer
Kollege bestätigt uns, daß es nach den Aussprachen der Deutschen
Volispartei gegen uns hier im Hause auch einem gemäßigten
Sozialdemokraten unmöglich gewesen fei, mit ihr in die Re-
gierung zu gehen. Wenn die Volkspartei den Mut zur Ehr-
lichkeit hätte, wäre sie längst erledigt; denn sie fristet
ihr Dasein nur durch oie monarchistischen und
antisemitischen Lügen. (Lebhaftes Hört! Hört! links.)
DaS stammt aus der neuesten Broschüre von Robert Jansen
über die Regierungsbildung in Preußen. Jansen sagt ausdrück-
lich, daß Deutschland außenpolitisch nur eins treffen kann: scharfe
Trennung von den Gegnern von 1914. Der .Temps" und die
ofsiziö'e englische Prepe sprechen ja dem Kabinett Wirth nur des-
halb ihr Vertrauen aus, weil die Dolkspartei nicht darin ist.
Allerdings sagt heute daS führend« deutschnationale Blatt, daß
auS den Worten StegerwaldS ein ganz anderer Geist spräche
als auS denen Wirths. (Hörtl Hört! links.) Als seinerzeit daS
Kabinett Stegerwald gegründet wurde, haben wir Sozialdemo-
kraten verstanden, Herr Stegerwald würde das Kabinett unter
allen Umständen nur mit uns. nie gegen uns bllden. ES hat
sich herausgestellt, daß wir falsch verstanden hatten. Nun sind
am 10. Mai unsere Vertreter wieder bei Herrn Stegerwald ge-
wesen, und dieser hat erklärt, er wäre sofort bereit, das Kabinett
umzubUden. Wir haben uns gestern überzeugt, daß w i r
wieder salsch verstanden haben. (Heiterkeit.) Wir
müssen die Herren vom Zentrum bitten, in Zukunft etwas deut-
licher mit uns zu sprechen. Wir sind wohl etwas schwach von
Begriff. Herr Stegerwald hält eS für seine patriotische Pflicht,
zu bleiben. ES ist ein Glück, daß er kein Sozialdemokrat ist,
sonst würde man von „Kleben am Ministersessel" und
„Drängen nach fetten Posten" reden. Er meint es
gewiß aufrichtig; aber er müßte bedenken, daß er so das Land
in eine noch größere Krise stürzt: Die Erfüllungsmehrheit wird
im Reich und in Preußen fein, oder sie wird überhaupt nicht sein.
(Sehr wahr! links.) Mit Recht sprach Herr Stegerwald von dec
großen sozialen Umwälzung, in deren Anfang mir jetzt erst
stehen. Glaubt er, daß er diese soziale Umwälzung friedlich
durchführen könnte gegen die geschlossene Opposition der deutschen
Arbeiterschaft, soweit sie sozialistisch ist, die gegen da? jetzige
Ministerium unweigerlich fortbestehen wird? (Hört! Hört! bei
der Mehrheit.) Ich fürchte, daß bei den Demokraten die Opfer-
willigkeit nicht mehr so frisch ist wie damals, als sie mit uns die
Verfassung und das Betriebsrätegesetz machten, um den Ansturm
von links abzuwehren. (Hört! Hört! auf der äußersten Linken.s
Die Mtttelparteien müssen zurückkehren zu der Einsickt, daß die
Front „Hie Bürgertum — hie sozialistische Arbeiterschaft" für
Deutschland verderblich ist. Jetzt herrscht ein neuer Geist, der
das Bürgertum zusammenfanen will gegen die Ansprüche der
sozialistischen Arbeiterschaft, über die fie früher mit sich reden
ließen, die ihnen heute aber viel zu weitgehend erscheinen. In
das Joch der Regierung mit der Deutschen Volkspartei zwingen
Sie uns heut« noch weniger als vorher. Entweder: Sie
regieren mit uns, oder Sie regieren gegen bie
gesamte sozialistische Arbeiterschaft, und dann
kommt «S zu d..n, was im außenpolitischen Interesse jetzt noch
vermieden werden müßte. Dann kommt e 6 zur Auf-
lösung und zu neuen Kämpfen. (Allgemeine Bewegung.)
Wir haben bei diesem Kampfe nichts *u verlieren. Wir sehnen
die Stunde herbei, wo wir, ohne eine Verantwortung für außen-
politische Zwecke zu haben, hineingehen können in den frisch-
fröhlichen Kampf gegen Reaktion und Arbeitertrutz. (Lebhafter
Beifall bei den SD.)

Klest-Essen I.Z.): Wäre die Veranlagung zur Einkommen-
steuer gleichzeilig für das ganze deutsche Volk erUbigt, bann harre
ein bebeutenb höherer Betrag erzielt werden können.

Landwirtschaftsminister Raumbold: Mein Ziel ist einmal,
Vermehrung der ansässigen Landbevölkerung durch Besiedlung deS
Vorhandenen, Gewinnung und Besiedlung neuen Kulturlandes, so-
dann schnelle Hebung der landwirtschaftlichen Erzeugung mit dem
Ziel, unsere Bevölkerung möglichst bald auS eigener Erzeugung zu
ernähren. In den landwirtschaftlichen Großbetrieben muß eine
weitere Differenzierung der Landarbeiter nach Tücktigkeit und
Einkommen angegliedert werden. Besondere Aufmerksamkeit ver-
dient die Errichtung neuer und die Verbessrung bestehender Ar-
beiterwohnungen auf dem Lande. Die Verbindung der produktiven
Erwerbslosenfürsorge mit der Kultivierung von Moor und Oed-
ländern wird fortgesetzt werden. Jede Verminderung der Einfuhr
von Nahrungsmitteln erweitert bie Einfuhr inbuftrieHcr Rohstoffe
unb steigert unsere Valuta. Für bie Sicherheit auf bem Lande
muß besser gesorgt werden. An erster Stelle muß die Aufrecht-
erhaltung des Wirtschaftkftiedens und bie Förderung de» Arbeit;-

gemeinschaftSgebankens stehen. Die Zwangswirtschaft in landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen erweist sich als ein um so schwereres
Hemmnis für das Wiedererstarken der ländlichen Erzeugung, je
länger sie über die Beendigung deS Krieges hinaus fortbesteht. Die
Verstärkung deS inländischen Angebots an Nahrungsmitteln wird
auch die Preise senken. (Widerspruch bet den SDtt Die Förderung
des ländlichen Genossenschaftswesens liegt mir besonders am Her-
zen. Vertrauensvolles Zusammenarbeiten der landwirtschaftlichen
Zentralbehörden mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretiin-
gen der Landwirtschaft wird stets mein Bestreben sein. Der Aus-
bau des landwirtschaftlichen Fachschulwesens muß den Bedürfnissen
der Geschlechter gerecht werden.

'Wallraff (DNP.): Ohne Disziplin in ben Beamtenkörper-
schaften ist jebes Verständnis unmöglich. Wenn Reichsminister
und Landesminister gegeneinander auftreten, so geben sie dabei
ein schlechtes Beispiel. Wann kommt die neue Stadteordnung?
Sie Rheinprovinz empfindet deutsch. Dieienigen Hannoveraner,
die auf eine Abstimmung Einarbeiten, weil sie glauben, daß das
hannöversche Volk sich gegen Preußen entscheiden wird, scheinen
keine Vorstellung von der Gefährlichkeit ihrer Handlung zu haben.

Ministerpräsident Stegerwald: Als Ministerpräsident und Ab-
geordneter habe ich niemals in dem Maße parteipolitisch abge-
Itcnipelt gesprochen, wie jetzt der Abgeordnete Heilmann. Seitdem
ich die größeren politischen Zusammenhänge gesehen habe, hat
sich in mir ein starkes nationale» Empfinden entwickelt. Die
schwierige Stellung der Rührer der MehrbeitSsozialiften erkenne
ich an. Nachdem sie fünfzig Jahre den Kampf gegen den Staat
geführt haben, müssen sie jetzt dafür sorgen, daß tue Massen mit
dem Staat verwachsen. (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Sie
sind ja national!) Mein nationale» Empfinden hat mit Alldeutsch-
tum nichls gemein. Auch beute halt« ich noch den Grundsatz der
Friedensresolution von 1917, an den mich Herr Heilmann er-
innert hat. für richtig. Ich will den Staatshaushalt wieder
in Ordnung bringen. Wenn mich der Landlag im Stich läßt, bann
bleibt ich nicht Ministerpräsident. Die Besprechung vom 10. Mai
ist van Herrn Heilmann nicht richtig wiedergegeben worden. Ich
habe damals erklärt, für di« Regierung»umbildung seien bestimmte
Voraussetzungen erforderlich, die ich geilern erneut aufgestellt habe
und an denen ich festhalte. Regierungsumbildungen im Reich« nnb
tn Preußen sind bisher erfolgt nur au» außenpolitischen Gründen
ober unter innerpolitischem Druck. Aus außenpolitischen und inner-
poliiischen Gründen kann die jepige Regierung nich: zurücktrelen.
Tas ist ein Gebot der Stunde. Wir müssen soviel icicucrn zahlen,
wie nur immer von der deutschen Wirtschaft aufgebracht werden
sann. Ich habe keine besondere Zuneigung zur Deutschen Volks-
Partei. (Lachen link».! Wir dürfen nicht weiterhin in den Parla-
menten sitzen und von einem Tag auf den andern arbeiten. (Bei-
fall bei der Mehrheit.) Zu pner Stetigkeit in den Parlamenten
können wir nicht kommen, wenn im Reiche oder in Preußen bie
Opposition stärker ober genau so stark ist wie die Mehrheit. Für
jeden Weg, der zu biciet Stetigkeit führen sann, bin ich dankbar.
Die Koalition, die sich bildet, mutz auf Gedeih und Verderb ziisam-
menarbeiten für da» Ziel: Wir wollen arbeiten, wir wollen opfern,
wir wollen auswärts! (Beifall.)

Dr. v. Eampe (DVP.): Die Ausführungen des Minister-
präsidenten waren getragen van dem Bewußtsein politischer Verant-
wortlichkeu. (Lärm bei den Kmmunisten.) Ersreulich war. oatz
er sich seine Selbständigkeit als Ministerpräsident gegenüber den
Parteien wahren will. Die Reichsregierung verbietet die RonfiSfaiton
bei HohenzollernvermogenS. Dieses wäre VersassungSbruch. (Große
Unruhe links. Zuruf: Dow nicht gegenüber einem Verbrecher!)
Heilmann» fliehe war ein 2iebe$tocrbcn um bi« lieben Genossen
van link». Tie bannooerjche Frag« ist eine deutsche Frage. Die
Welsen haben nach Versailles einen Appell gerichtet, daß man dort
für ein selbständiges Hannover eintreten soll. (Hort, hörtl) Mil
Siecht bat Herr Seinen ein derartiges Ansinnen von sich gewiewn.
Ftanlreich will Teiüschlands Zerjuickeluiig. und kein geringerer als
Tardieu rechnet dabei auf bie Hilse der Deutschen selbst. Ist ein-
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mal der Stein in Hannover im Mollen, bann rollt er auch in
NordschleSwig-Holstein und im Rheinland. Die Einigkeit mutz
kommen, wenn die gigantischen Ausgaben gelöst werden 'allen.

Schulz-Neuköln (Komm.): Der Kampf bet Unabhängigen ist
ein Kampf gegen die eigenen Ktassengenogen. Ter Kamps gegen
dal Kapital wird nur Bon den Kommunisten geführt. Bei Heilmann
kommt zuerst daS Vaterland und dann das Proletariat. Bei dem
Kampf, den er angetünbigt hat, hanbelt es sich nur um Phrasen.
Man spricht soviel von Sparsamkeit. Bei ber Soldateska und ben
Gendarmen wird nicht gespart. Napoleon-Feiern wären noch eher
möglich, als Hohenzollern-Feiern. Dem verruchten Hohenzollern-
pack und Fürstenpack, bas bie eigenen Landeskinber verrät unb der-
kauft und das aus den Menschenverkäufen Gewonnnene versressen,
versoffen und verhurt (Ter Präsident erteilt dem
Redner einen Ordnungsruf und ersucht den Abgeordneten, doch auf
bie Gefühle bet anderen, Abgeordneten Rücksicht zu nehmen.)
Herr Gräfe hat bewußt die Unwahrheit gesagt unb un5 bewußt
berleumbet, biefer Lügenbeutel Gräf«. (Der Präsident er-
teilt einen zweiten Ordnungsruf.) Der Herr Präsident will
also nicht, daß hier ein Lügner Lügner genannt wird. (Der
Präsident verbittet sich eine Kritik feiner Geschäftsführung.)
Sie Rede Siegerwalds scheint den Anspruch auf Kemps der Kapi-
talisten gegen die Volksmassen zu erheben. Wir nehmen den
Kampf auf, denn wir sind sicher, daß er mit dem Siege deS
'•Proletariats endet.

Dr. Cohn (USP.): Dje Unsicherheit auf dem Lande, mit bet
bie hohe Zahl ber Polizeibeamten begrünbet wird, beruht zum
großen Teil darin, daß die großen Geister mit ihren Waffen-
lagern und eh«maligen Baltikumern Beunruhigung in die Be-
völkerung bringen. Die freiwillige Entwaffnung liegt im Inter-
esse aller Streife be? Volk«». Nur durch die Entfernung dieser
Geister ist die wirtschaftliche Fädigkeit Deutschland» wieder zu
heben. Gelegentlich der oberschlesischen Frage haben wir wieder
einige Beispiele davon erhalten, daß eS noch Kreise gibt, bie an
eine kulturfördernde Wirkung deS Kriege» glauben. Man müßte
doch endlich sich überzeugt haben, daß jede fliepressalie auf der
einen Seit« einen Gegendruck auf ber anderen Seite hervortust.
Wir verlangen vom Minister genaue Aus lärung über die Unter-
suchung in den Ländern. Tie Ausrottung be» miliiäri^ifien
Geistes ist jetzt ein große» europäische» Problem. Der Aufruf he»
Ministerpräsidenten an da» Proletariat zu größerer Sparsamkeit
wäre unterb'ieben, wenn der Ministerpräsident sich gewisse Sta-
tistiken zur Vorlage genommen hätte. Er würde gesehen haben,
wie nicht nur die Proletarier in dieser Zeit leben unb sterben,
sondern wie auch der sogenannte Mittelstand, der früher zu den
wohlhabenden Schichten zählte, Rot leidet. Die wirklich Wohl-
habenden find jetzt wo ander» zu finden. Es ist erwiesen, daß
ber Hauptverbrauch für Seiden und dergleichen auf dem Lande
zu suchen ist. Der ArbeitSwill« des Proletariats ist seit 1918
weder stehengeblieben noch zurückgegangen. Znrückgegangen ist
nur bie Lebenshaltung de» Proletariats, was sich am deutlichsten
bei der proletarischen Jugend, deren St«rblickkeit»ziffer immer
größer geworden ist, zeigt. Die Gleichstellung der armen Be-
völkerungsschicktten mit den Besitzenden durch den Ministerpräsi-
denten war einfach unrichtig und irreführend. (Lebhafter Beifall.)

Dr. Schreiber-Sdalle (DNP.): AuS ben Worten bei Ministerpräfi-
benten sprach nicht ber Militarismus, sondern das Seufzen eines
unterdrückten Volke» (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) Dal
ganz« Volk muß einsehen, daß man nach einem verlorenen Krieg
nickt weniger, sondern mehr arbeiten muß al» bisher. Wir freuen
uns über da» Programm be* LandwirUckastSministerS und hoffen,
daß er «» reckt halb in bie Tat umsetzt. Der SBiberftanb ber
Großgrundbesitzer, bi« bie Situation immer noch nicht zu be-
greifen scheinen, muh gebrochen werden, .dort, hört! links.) Die
Deutschnationalen sollten nickt bie Volksklassen gegeneinander
heben. Da? ist besonder» gefährlich, weil Si« (zur Rechten! bem.
beutscken Volke damit den Glauben an seine Zukunft nehmen.
Jetzt wirst man uns in der Rechtspresse Mangel an nationaler
Gesinnung vor, weil wir in der Reichsregierung sitzen. Wenn Sie
lnack recht») jetzt behaupten, in Frankreich fei das nationale Ge-
fühl stärker, dann beweist da», daß Sie eiitgefehen haben, daß
der nationale Gedanke besonder» gut in der Demokratie gedeiht.
(Lebhafter Beifall bei den TDP., Lachen recht».)

Damit schließt bie Aulsprache. 6» folgen persönliche
Bemerkungen.

v. b. Osten (DNP.): Der von mit zitierte Satz be» ..Vor-
wärts" hat tatsächlich in dem Blatt geftanben.

Heilmann (SD.): Herr v. d. Osten bat den Satz wohl richtig
wiedergegeben, aber ihn so dargelegt, al» ob damit die Sozial-
demokratie die Niederlage gewollt hätte, und da» ist «ine Ent-
stellung.

Hergt (DNP.): Die Behauptung be» Herrn Heilmann, ich
hätte im RückStag gesagt wir bürsten beim Ultimatum keine Rück-
fickt auf Lberschlenen nehmen, ist unrichtig.

Nack weiteren persönlichen Bemerkungen bet Teutsch-Hanno-
veraner Biester und Nohrbotter vertagt sich da» Hau», nachdem
bä» Gesetz an ben Hauptausschutz gegangen ist. Eine längere
Gesckäftsordnungsdcbatte entspinnt sich über die Frage, ob auch
der sozialdemokratische Antrag über da» Hebammenwesen
auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt werden soll.
Gegen bie Stimmen bet bürgerlichen Parteien wirb ber Antrag
auf die Tagesordnung kommen.

Näckste Sitzung am Dienstag, 14. Juni, nachmittags 2 Uhr.
Kleine Anfragen. Strafverfahren gegen Abgeordnete. Inter-
pellationen und Anträge, darunter solche über da» Hebammen-
wesen. — Schluß 6 Uhr.

ZWlkk MMSW Iles SkMkN
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k. r. Hamburg, 7. Juni.

Die der VorstandSberichterstottung nachfolgende Diskussion er-
hielt in den ersten Stunden durch Frergang-Berlin die am
schärfsten oppositionelle Tönung. Tie Ursachen des seit dem
2. Quartal 1920 einsehenden Mitglicderrückganges seien nicht die"
Krise allein unb die politischen Auseinandersetzungen in der Or-
ganisation, sondern das Empfinden, daß die Entwicklung nach dem
Kapp-Putsck eine reaktionäre wurde und bie bet Arbeiterschaft
gegebenen Versprechungen unb bie getroffenen Abmachungen nicht
gehalten würben. Die Reichswehr und die technische Nothilfe
greifen überall gegen die Arbeiter ein; Sondergerickte unb Urteile
ber schärften Form wüten gegen die Arbeiter. Tie Besitzsteuern
bleiben ans usw. Dies unb ba» Bewußtsein, datz bie Organi-
sationen beS STGB, nicht genügend getan haben, zur Wahrung
der Arbeiterpositionen einen Druck auf die Regierung au »zuüben,
seien die Hauptursachen de» Mitgliederrückganges. Der Vorstand
habe auch Der schleierungSpolitik getrieben, indem er den von der
Berliner Zahlstelle vorgenommenen Ausschluß NoSkeS aus dem
SSerlKtnb dadurch zu umgehen suchte, daß er barlegte, daß Noske
längere Zeit beitragsrückständig und Mitglied überhaupt nicht
mehr sei. Alle» in allem müßte der Vorstand zu einer ganz andern
Taktik übergehen, und die Weisungen dazu müßten ihm vom'
jetzigen Verbandstag gegeben werden. — Auch Böse- Berlin
führte aus, daß die zentralen Verbandsleitungen viel schärfer gegen
da» Arbeitslosenelend hätten vorgehen müssen. Gewiß habe bet
Dorstanb sich alle Mühe gegeben, ber Arbeitslosigkeit unb ihren
Folgen zu Leibe zu gehen, aber seine Mittel seien eigentlich nur
Palliativmittel gewesen. Bei dem gewaltigen Umfang deS ge-
wesenen unb auch noch borhanbenen ArbeitslosenelendS in Berlin
sei bie unzusriebene Stimmung bort wohl begreiflich. Der ADGD.
hätte wenigstens einen ber 10 Punkte als Kampf objeki auf-
stellen müssen. Redner entwickelte einen Vorschlag, bie Arbeits-
losen in ben Produktionsprozeß einzureihen. Vor allem müsse die
Arbeitszeit gesetzlich in allen Industrien, in denen Arbeitslosigkeit
vorhanden, herabgesetzt werden, um die Arbeitslosen unterzu-
bringen. — Schon vorher hatte Freiberger - München lebhaft
kritisiert, daß nicht viel mehr Nachdruck auf die «rbeitslosenfrage
aufgeroenbet eventuell das ganze Schwergewicht der Arbeiterschaft
in bie Wagschale geworfen würbe. — Auch Meyer- Nürnberg
toenbete Kritik an, insbesondere, datz nicht mehr in der sozia-
listischen Erziehung»- unb EntwicklungSrichmng getan worden sei.

Die Anstellung de» Volkswirtschaftslebrcr» durch den Vor-
stand sei zu begrüß.'ii. Auch bie Holzbewirtschaftung sei immer
wieder mit VolkSwirischafiletn zu besprechen, bie auf gerneinwirt-
schriftlichem Boden stehen. Der «DGB. habe sich mit Technikern
in Verbindung zu setzen und immer wieder in unserm Sinne ge-
haltene Vorschläge zum Wiederaufbau zu machen, damit dieses
weite Feld nicht die Domäne Privater bleibt In ba» Volk müsse
der Zug hineingetragen werden, zu arbeiten immer stärker im
Dienste nur der Allgemeinheit, nicht del auSbcutenben Kapital!,
da» werd« dann auch bie Arbeitsfrenbigkeit stärken. — Auch
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Streit der Maschinisten vnd Heizer ans den westdevtschev
Kanälen.

Da« gesamte Maschinen, und Kesielperfonal der staatlichen
Schleppämter auf den westdeutschen Kanälen steht seit dem
31. Mai im Streik. Der bürgerlichen Presie beliebt es wie
immer, die Ursachen, die zur Arbestsniederlegung geführt haben,
völlig entstellt der Lessentlichleit zu unterbreiten. Der Sach-
verbalt iit folgender: Der alte Labn- und Arbeitsvertrag mit
den staatlichen Schleppämteru ist abgelaufen. Verhandlungen,
die am 11. Mai in Duisburg und am 26. Mai in Berlin statt-
fanden, führten zu keiner Verständigung. Die Maschinisten und
Heizer vertraten die Forderung, das die täglich zu leistende
Mehrarbeit von zwei Stunden für Auf- und Abstochen der Feuer
als Uebsrstundenarbeit von der Regierung anerkannt und dem-
entsprechend vergütet werden müßt«. Den Regierungsstellen
wurde eindringlich dargelegt, entweder dieser selbstverständlichen
berechtigten Forderung näherzutreten oder mir der Organisation
ein Uebereinkommen zu treffen, das die täglich zu leistende Mehr-
arbeit des Masckünenpersonals innerhalb der täglichen Arbeitszeit
der andern Berufsgruppen geleistet werde. Di?Maschinisten und
Heizer forderten also nichts weiter als die gleiche Arbeitszeit wie
die übrigen Arbeitergruppen; ist das nichr durchzuführen, dann
die Bezcchlung der täglich zu verrichtenden Mehrarbeit von zwei
Stunden. Die Regierung lehnte beides ab. Darauf traten die
Maschinisten und Heizer am 31. Mai in den Streik. Die Lage ist,
dah auf den Kanalstrecken Hannover—Minden—Bergeshövede,
Münster, Herne, Ruhrort der gesamte Verkehr stillgelegt ist.
Zwischen den Schleusen 3 und 4 war es bisher möglich, den
Pendelverkehr mit einer Anzahl von Mietbooten aufrecht-
zuerhalten. Von der Streikleitung sind aber Mahnahmen bereits
in der Durchführung, eine erhebliche Verschärfung der Lage
herbeizuführen. Diesen Streik der Maschinisten und Heizer mit
den bekannten Mitteln der bürgerlichen Presse zu verdächtigen,
wird nicht gelingen, verlangen doch die Maschinisten und Heizer
nichts weiter als di« zehnstündige Arbeitzeit oder Bezahlung
der zwölfstündigen Arbeitsleistung. Bekanntlich arbeiten alle
andern Arbeitergruppen nur 8 Stunden. Diese selbstvcrständ-
liche Forderung werden die Heizer und Maschinisten mit -dem
nötigen Nachdruck vertreten, und jede eintretende Verschärfung
kommt auf das Konto der Regierungsstellen.

Pellet- m MkWkMsMss.

hemdnea end Umhege«-.

Achtung, Küper!

Tie Sperre über die Firma Gerb, und Farbstoff,

werke H. Renner u. Ko., A. >9. Hamburg, Billhorner Kanal-

straße 20, ist nach getroffener Vereinbarung hiermit aufgehoben.
Verband der Böttcher und Weinküfcr.

angenommen:

Die „Holzarbeiterzeitung" ist das- Organ der Deutschen Holz»
arbeiterverbandes. Die Redaktion ist verpflichtet, das Blatt im
Sinne der vom VerbandStag gegebenen Richtlinien und in Ueber-
einstimmung mit der Verbandsleitung zu redigieren.

Im Hinblick darauf, daß der Deutsche Holzarbeiterverband
dem ADGB., der Internationalen Union der Holzarbeiter und
dem Internationalen Gewerkschaftsbund angeschlossen ist, hat auch
die „Holzarbeiterzcitung" die von den berufenen Organen dieser
Körperschaften gefaßten Beschlüsse gebührend zu beachten.

Die .Holzarbeiterzeitung" soll von gesundem, gewcrkschast-
lichem Geist erfüllt sein. In den wirtschaftlichen Kämpfen der
Holzarbeiter bat sie deren Jntercffen wahrzunebmen. Sie soll
das Verständnis der Kollegen für die großen wirtschaftlichen Zu-
sammenhänge fördern, ihnen das Wesen des Sozialismus nahe-
bringen und dadurch zu ihrer Erziehung zu Klaffenkämpfern bei«
tragen.

Der sozialpolitischen Gesetzgebung und ihrer praktischen Aus-
wirkung soll sie besondere Aufmerksamkeit widmen, aber partei-
politische Auseinandersetzungen nach Möglichkeit vermeiden.

Die Versuche, die .Holzarbeiterzeitung" in den Dienst einer
politischen Partei zu stellen, muß die Redaktion verhindern. Die
parteipolitische Zerriffenheit des Proletariats ist ein Unglück für
die Arbeiterschaft und die Holzarbeiter. Deshalb soll die .Holz-
arbeiterzeitung" die Einigkeit der Arbeiterschaft fördern; sie muß
die Bestrebungen abwehren, die darauf hinzielen, die Uneinigkeit
zu schüren, insbesondere durch die Bildung kommunistischer Zellen
in den Gewerkschaften und in unserm Verband. Für solche Son-
derbestrebungen darf unser Verbandsorgan nicht zur Verfügung
gestellt werden. Den Mitgliedern steht das Verbandsorgan zur
Erörterung gewerkschaftlicher Fragen zur Verfügung. Die Re-
daktion hat jedoch darüber zu wachen, daß bei den Veröffent-
lichungen die vorgenannten Richtlinien beachtet werden. Sie ist
auch verpflichtet, dafür zu sorgen, daß bei solchen Diskussionen
der Charakter de» VcrbandSorgauS gewahrt und deffen Umfang
gebührend berücksichtigt wird.

Der VerbandStag erkennt an, daß die Redaktion bemüht war,
den ihr obliegenden Verpflichtungen gerecht zu werden. Indem
der VerbandStag dem Redakteur daS Vertrauen ausspricht, er-
klärt er die Anträge, die die .Holzarbeiterzeitung" zum Gegen-
stand haben, für erledigt."

Die ersten 6 Absätze wurden gegen 6 Stimmen, der letzte
Absatz wurde gegen eine geringe Minoriät angenommen.

Eine Erweiterung der Rechte der Preßkommisston sowie ein
Antrag auf Neuwahl der Redakteure auf jedem VerbandStag war
zugleich damit abgelehnt.

Auf Antrag der Revisionskommission, die Bücher und Belege
in bester Ordnung befunden, wurde dem Kassierer König Ent.
lastring erteilt und auf ihren weiteren Antrag beschloffen, daß
zukünftig die Revision. der Bücher durch die Vorberatungs-
kommission vor dem VerbandStag stattfinden soll.

Einem mit starkem Beifall aufgenommenen Referat der
VorstandeSmitgliedeS Iahn über .Aufgaben und Organisation
der Betriebsräte" batte der Referent Leitsätze zugrunde gelegt.

Die heute nicht beendete Debatte über das Referat wird zu
Ende geführt werden im Anschluß an 2 Referate über .Lohn- und
Vertragsbewegungen", mit denen der VerbandStag am Mittwoch
in geschloffener Sitzung beginnt.

alle 14 Tage als Beilage herauszugeben — diese beiden Beschlüsse
mit der Modifizierung, daß der Verbandstag dem Vorstand für
die Ausführung dieser beiden Anträge freie Hand beläßt.

Die Anstellung Dr. C a s f a u s zu den vom Vorstand berichte-
ten Bedingungen wurde einstimmig genehmigt.

Zum Pressebericht wurde folgende Resolution

Zur Lohubewegunff der altonaischen Anwalts- nutz

Rotariatsangestellten.

In einer am 31. Mai stattgefundenen Versammlung der
altonaischen Anwalts- und Notarialsangestellten berichtete Dörr
vom Zentralverband der Angestellten über das Ergebnis der
Lohnverhcuidlungen. Das am 26. Mai tagende Schiedsgericht
schloß sich im wesentlichen in seinem Spruch dem Hamburger
Vergleichsvorschlag an. Nach eingehender Aussprache beschloffen
die Angestellten die Annahme dieses Spruches. Ausgezahlt wird
demnach, da auch die Arbeitgeber den Spruch angenommen haben,
eine Wirtschaftsbeihilfe in Höhe eines Monatsgehalts.

vetnedSverjammluni der Rorddevtjche« Affinerie.

In der am 5. Juni bei Raabe, Sieldeich, stattgefundenen
Betriebsversammlung der Norddeutschen Afiinerie wuvde fol-
gende Resolution einstimmig angenommen:

In Erwägung dessen, daß die heute gezahlten Löhne weit
unter dem Eristenzminimum stehen, insofern als die Löhne im
Verhältnis zur Vorkriegszeit um dar Sieben- bis Siebeneinhalb-
fache, dagegen aber die Lebensmittelpreise um das Zehn-, Fünf»
zehn- bis Zwanzigfache gestiegen sind;

in fernerer Erwägung, daß die ohnehin mißliche wirtschaft,
liche Lag« der Arbeiterschaft 1. durch die mit aller Bestimmtheit
zu erwartenden neuen direkten und indirekten Steuern und Ab-
gaben, 2. durch die Angriffe der Unternehmer allerorts, welche
die Beseitigung des Achtstundentages und die Herabsetzung der
Löhne bezwecken sollen, 3. durch die zu erwartende weitere Ver-
teuerung der Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände, hervor-
gerufen durch die Absicht der besitzenden Klasse, die auf diese
fallenden Steuerpflichten auf die breite Masse des Proletariats
abzuwälzen, noch weiterhin verschlechtert werden wird;

in endlicher Erwägung, daß das Heer der Erwerbslosen
durch die ganze ober teilweise Stillegung der Betriebe, welche
Maßnahme als mittelbare Folge des wahnsinnigen Völker-
mordens anzusprechen ist, noch ungeheuren Zuzug erleben wird,

erachtet cs die heute tagende Betriebsversammlung der Nord-
deutschen Affinerie für geboten, daß gegen dieses erneut über di«
Arbeiterschaft hereinbrechende Elend eine Abwehraktion des ge-
samten Proletariats einzusetzen bat, und beauftragt den ADGB.
und die diesem angeschlofsenen Gewerkschaften, als die berufenen
Vertreter der Arbeiterinteressen, eine solche in die Wege zu
leiten. Als notwendigste Maßnahme betrachtet die Versamm-
lung dre Durchführung der 10 Punkte des ADGB. Von den
polittschen Parteien: SPD., USP. und VKPD., erwarten die
Versammelten, daß sie dem ADGB. und den Gewerkschaften rn
diesem Kampfe weitestgehende Unterstützung angedeihen lassen.

deutsche» Reich.

Teilweise aufgehobene- Streikpostenverbot.

Kürzlich wurde mitgeteilt, daß neuerdings in Leipzig ein Streik»
postenvervot ergangen jei. Dasselbe geschah auch in Berlin gegen

Kellermann» Stuttgart behandelte die Arbeitslosenfrage, in
der er die Auftastung Tarnows zu optimistisch fand. -
)ic Unternehmerschaft zu den Lasten der Arbeitslosenunterstützung
heranzuziehen. Nur wenn es dem Staate und der Unternehmer-
schaft einen tüchtigen Happen koste, erhalten sie größeres Inter-
esse an der Behebung der durch ihre Gesellschaftsordnung herbei-
geführten Arbeitslosigkeit. In den Fragen der inneren Organi-
sation möge am Grundsatz der Berufs Organisation festgehalten
werden. Der Redaktion sei erneut der Auftrag zu geben, politische
Auseinandersetzungen in der Form der kommunisttschen Kritik
au? der .Holzarbeiterzeitiing" fernzuhalten. Sie solle sich auch
fürderhin im gewerkschaftlichen Rahmen halten. — Sigmund-
KarlSruhe war mit dem VorstandSbericht voll einverstanden. Auch
die Behandlung des Halleschen Konflikts sei zu billigen. Dieser
und andere Redner <E n d e r I e - Eßlingen, R e n n e ck e - Dort-
mund) erörtern Frageai verwaltungstechnischer und organisato-
riscker Art: Geeianete Flugblätter sollen mehr als bisher auf die
durch den Bruderkampf au? der Organisation hinauSgetriebenen
Kollegen einwirken. Die Branchen- und andern Konferenzen
seien auS Sparsamkeitsgründen einzuschränken, an Stelle der
Bearbeitung der kleinen Einzelzahlstellen durch Bezirkrbeamte fei
Zusammenlegung der kleinen Zahlstellen zu empfehlen. Für die
Zechen Holzarbeiter sei engere Zusammenfastung in einer durch
den Verband zu bilbenben Zentralstelle erwünscht, ferner auch die
Anstellung von Bezirksbeamten für bas Münsterland sowie
höhere Entschädigungssätze für die HauSkassierer. Die Anstellung
des VolkSwirtschaftlers sei zu billigen.

Auch am zweiten DiSkusfionsiage meldeten sich neben den Dele-
gierten, die sich im allgemeinen mit den Maßnahmen des Vorstandes
und der Haltung der .Holzarbeiter-Zeitung" vollständig eiitverstanden
erklärten , Kritiker des Vorstandes (I a n r u, ch e k - Leipzig,
Dk ü l l e r - Halle, Braukmüller - Bremen u. a.) ausgiebig
zum Wort, aber die Kritik hielt sich im ganzen in sehr sachlichen
Bahnen. In der Durchführung der zehn Punkte des ADGB. sei
vieles vernachlässigt worden. Die Aggressivität der „Holzarbeiter-
Zeitung" gegen die Kommunisten sei zu verwerfen, der übrige In-
halt der Zeitung sei häufig zu trocken und anfechtbar, daß sie von
manchem nicht gelesen würde. Der Kampf beS Vorstanbes und des
ADGB. bestehe in Resolutionen und in guten Ratschlägen an die
Unternehmer. Schließlich führe aber nur der getrennt vom Unter-
nehmertum geführte Kampf zum Erfolg. In Halle fei eS der
Sekretär Schulze de? ADGB. gewesen, der die Spaltung in die
Gewerkschaft ^«eingetragen habe. Es fei nicht wahr, daß die
Kommunisten die Gewerkschaften spalten wollen. Die Zeit werde
dazu führen, daß das Verbandsorgan den politischen Strömungen
mehr Rechnung tragen müsse, denn die Meinungsverschiedenheiten
seien nicht nur politischer, sondern auch gewerkschaftlicher Art.

Auch Thomas- Berlin wünscht Aenderung der Tendenz der
Frauenbellage dahin, daß sie die Frauen mehr als bisher zu ge-
werkschaftlieben Kämpferinnen erziehe. Auch andere Steuer
empfehlen stärkere Erziehung der Mitglieder zu Klastenkämpfern.
Möglichste Tolerierung Andersdenkender sei am Platze, und in dieser
Beziehung z. B. die Haltung de? Vorstandes gegenüber den Haller
Kollegen die richtige. Leopold- Berlin und andere billigten die
Anstellung deS Volkswirtschaftlers. Ueberhaupt sei e? Aufgabe der
Gewerkschaftsbewegung, sich stärkeren volkswirtschaftlichen Einstuß
zu verschaften, der sich auch politisch ausmünzen müsse. Aber die
Mitglieder möchten auch in ihrem örtlichen Wirkungskreis die For-
berungen zur Bekämpfung ber_ Arbeitslosigkeit, Behebung der Woh-
nungsnot usw. Schritt für Schritt durchzusetzen suchen. L a n z -
Hamburg ist der Meinung, daß vielfach Anforderungen an die Or-
ganisation gestellt werden, die den ganzen Umständen nach nicht er-
füllt werden konnten. Die innere Einstellung der Mitglieder auf
den neuen Aufgabeirkreis und auch auf feine Schwierigkeiten mü^e
noch viel größer werden. P f I i e g e r - Stuttgart wünschte scharf-
kritischere Behandlung mancher sozialpolitischer Fragen im Verbands-
organ; auch Fragen der Hvgiene könnten mehr behandelt werden.

Bonn- Saarbrücken lenkte die Aufmerksamkeit auf das Saar-
gebiet, in dem die vom Völkerbund eingesetzte Regierung-kommission
sich als Sachwalter kapitalistischer Jnteresten betätigt und z. B. daS
Betriebsräi.'gesetz nicht zur Ausführung kommen läßt.

Mönch- Halle schilderte die Haller Verhältniffe und legte bar,
bah auch dort der gute Wille vorhanden fei, alle Kollegen in der
Organisation zu halten. Tie vom Hauptvorstand verlangte Unter-
schrift sei jetzt geleistet worden.

Im Laufe der Diskussion äußerte Graßmann (Vertreter
deS ADGB.) sich eingehender zu den Ausstellungen an der allge-
meinen Politik des ADGB. Er bespricht insbesondere die Be-
mühungen deS Gewerksckxiftsbundes in der Arbeitslosenfrage, die
Schwierigkeiten der Eingliederung der Arbeitslosen in die Produktion
und die Zusammenarbeit mit der Arbeiter-Internationale in den
Wieberaufbaufragen. Hier lagen Schwierigkeiten vor allem auch
darin begründet, daß der mit dem Wiederaufbauministerium be-
traute französi'che Minister Loucheur zugleich der größte Bauspeku-
lant ist, daß ferner die französischen Revanchisten dahin strebten,
das zerstörte Gebiet möglichst lange als warnendes Menetekel be-
stehen zu laffen. Aus Einwirkung des ADGB. hin haben die fran-
zösischen Sozialisten sich der Dinge angenommen und die jetzige
Bereitwilligkeit des französischen Wiederaufbauministers, anstatt
Bargeld auch Arbeit und Sachgüter von Deutschland in Anspruch
zu nehmen, beruht gerade auf der Arbeit des ADGB. Tie gegen-
wärtige Stockung in der gewerkschaftlichen Mitgliedersteigerung, die
manche Diskussionsredner auf Versagen der Arbeiterbewegung zu-
rückgeführt, liege viel mehr in der vollständig unzulänglichen wirt-
schaftlichen und sozialistischen Durchbildung weiter neugewonnener
Maffen. Und die Erklärung dafür, daß manches nicht durchgesetz:
werden konnte, liege darin, daß ein gut Teil des parlamentarischen
EinfluffeS der Arbeiter im Juni vorigen Jal. es in die Binsen ging,
ober auch an der herbeigeführten unaufhörlichen Beunruhigung der
Gewerkschaften durch Putsch- und ewige Generalstreikillusionäre.
Ter Redner schloß seine mit großem Beifall aufgenommenen Aus-
führungen mit dem Appell, die eherne Mauer, die bet ADGB. noch
dar stelle, zu stützen, bei bet von ihm eingeschlagenen Taktik zu ver-
bleiben, dann werde man manches von den Erfolgen, bie heute
möglich sind, schneller erreichen, als mancher Pessimist es sich träumen
läßt. — Ein Schlußantrag wurde angenommen, nachdem
22 Redner in der Tiskussion gesprochen.

Nach einer Berichterstattung der vorberatenden Antragskom-
mission sprachen Kayser und Tarnow die Schlußworte, die
teilweise zu einer recht lebhaft zugespihten Zurückweisung einiger
Diskussionsredner wurde. Als Gesamteindruck der ganzen Tis-
kussion de- Vorstandsberickts konnte Tarnow konstatieren, daß die
Kritik sich in durchaus mäßigen Grenzen bewegt habe und daß trotz
der Einzelausstellungen meist anerkannt wurde, daß der Vorstand
getan und auch erreicht hat, was in seinen Kräften stand und in bet
Möglichkeit lag.

Nach einigen persönlichen Bemerkungen wurde folgende R e -
f o l u i_i o n einstimmig angenommen:

„Seit mehr als Jahresfrist liegt die Holzindustrie unter
dem Druck einer schweren Krise. Viele Tausende Holzarbeiter
sind durch langanhaltende Arbeitslosigkeit und Verdienstausfall
infolge Kurzarbeit in schwere und unverschuldete Not geraten.
Angesichts dieser Tatsachen fordert der Verbandstag die schleunige
Durchführung der zehn Punkte des ADGB. zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit. Die Fürsorge muß in erster Linie in der Be-
schaffung von Arbeit bestehen. Soweit aber Arbeit nicht beschafft
werden kann, muß den Erwerbslosen und Kurzarbeitern mit
ihren Angehörigen durch ausreichende Unterstützung bie Existenz-
möglichkeit^ gewährleistet werden.

Der Verbandstag erkennt, daß das ArbeitSlosenproblem end-
gültig nur gelöst werden kann durch die Umstellung der privaten
Profitwirtschaft in eine, planmäßig organisierte Bedarfswirtschaft.
Diese Umstellung muß sofort vorgenommen werden bei der Durch-
führung aller wirtschaftlichen Aufgaben mit öffentlichen Mitteln.
Dazu gehören insbesondere die Leistungen und Lieferungen
Deutschlands auf Grund des Friedensvertrages und in der inne-
ren Wirtschaft die Erstellung von Bauten mit öftentlichen Zu-
schüssen sowie die Vergebung von Staatsausträgen. Der Ver-
bandsvorstand wird beauftragt, mit allen Mitteln dahin zu wir-
ken, daß die Inangriffnahme dieser Aufgaben beschleunigt und
die Diitwirkung des Verbandes bei der Vergebung der Aufträge
und der Ueberwachung der Arbeiten sichergestellt wird.

Die Erfüllung der Wiedergutmachungsforderungen und bie
bringenb nottoeiibige Erstellung von Bauten im Inlanbe müssen
von tiefgreifender Bedeutung für die Holzwirtschaft werden. Bei
Aufrechterhaltung der freien Wirtschaft aus dem Holzmarkt würde
durch den starken Holzbedarf erneut bie Gefahr eines maßlosen
Holzwuchers in greifbare Nähe gerückt fein. Der Verbanbstag
erneuert beshalb seine Forderung auf gemeinwirtschaftliche Re-
gelung der Holzwirtschaft und erwartet von den gesetzgebenden
Körperschaften und den Regierungen die alsbaldige Durchführung
geeigneter Maßnahmen."

Gegen wenige Stimmen wurde auch ein Zusatzantrag an-
genommen: Bei der Regierung den Erlaß einer Notverordnung
au erwirken, daß für alle Betriebe, in denen mehr als 5 %
Kollegen arbeitslos sind, eine Verkürzung der Arbeits-
zeit eintritt, um die Arbeitslosen zu beschäftigen.

Für die Punkte 6 und 7 der 10 Punkte soll Unverzüglich die
G an8^ Arbeitermacht eingesetzt werden.

F-rner gegen wenige Stimmen: Der VerbandStag erklärt
sich mit den Maßnahmen des Vorstandes in allen Auseinander-
setzungen mit der Zahlstelle Halle einverstanden und erwartet von
ihr, daß, sie den Anweisungen des Vorstanbes Rechnung trägt.

Einstimmig wurde der Porstand beauftragt, Maßnahmen vor-
zubereiten, die die Herabsetzung der Luxus st euer betreffen,
werwr seinen Einfluß zur Preisherabsetzung der
Lebensmittel geltend zu machen. Zur Berücksichtigung
wurde dem Vorstand ein Antrag überwiesen, fitt Aenderung deS
E r w e rb s l o s e n f Ür s o r g e g e s e tz e s dahingehend einzu-
rreten, daß die Unternehmer durch einen Beitrag pro Kopf der
Beichastigtenzahl zur Aufbringung der Mittel für die Erwerbs-
losen herangezogen werden.

OA „ /'~ eit21L rour, h^schsossen, die vom Hauptvorstand beschlossenen
ain ,?, er6a nb sozialer Baubetriebe

auf 100 000 M zu erhöhen.

bett Deutschen Bouarbelterberbanb, den Ehrifilictien Bauarbeiierverbanv
und den Zenttawerband b;r Maschinisten und Heiler. Auch in bie'em
Falle erhoben die betroffenen Verbände sofort Einspruch. Do« jit-
fiänbige Berliner Landgericht hob die Veriügung auf, soweit
fie sich gegen bie beiden letztgenannten Verbände richtet, leitsamerweise

jedoch nicht für den Bauarbeiterverband Dieser bat
gegen den ibn benachteiligenden Teil der Entscheidung deS Berliner
Landgerichts Revision eingelegt.

Internationale».

Trohrudcr in Der englischen Maschinenindustrte.

Einer Blättermeldung anS London zufolge muff mit der »Möglich-
keit einer allgemeinen Arbeitseinstellung in der Maschinenindustrie ge-
rechnet werben. Taburch wurde die Zahl der Arbeitslosen um weitere
1j Millionen vermehrt.

Streik der Telegraphenanffestellten in Italien.

In Freiburg eingelaufenen Nachrichten zufolge befinden sich

die Telegraphenbeamten und Hilfsarbeiter in

Italien im allgemeinen Ausstand. Der telegraphische

Verkehr mit Italien ist vollständig unterbrochen.

Tages-Sericht.

Hamburg.

Um die schwarz-weitz-rote Flagge.
WolffS Bureau verbreitet folgende Kundgebung:
.Die See-BerulSgenoffenschaft, die kraft Gesetze« sämtliche deutschen

Reedereien umsafft, hat in einem Telegramm an den Reichspräsidenten,
den ReichSrat, den Reichstag und die ReichSregierung zum Ausdruck
gebracht, daß sie aut da« Nachdrücklichste die zahlreichen Kundgebungen
der deutichen SchiffahrlSwelt gegen da« Niederholen der schwarz-weiß-
roten SchiffSflagge unterstützen; sie unterstreicht die schweren Bedenken,
die gegen eine solche Maßnahme bestehen deren Folgen unübersehbar
unheilvoll fein würden. Sie bittet schließlich im Interesse des nach
unsäglicher Mühe mit Erfolg einsetzeuden WiederauidauS der deutschen
Schiffahrt und de» UeberseehandelS dringend, das Jnkrasttreten dieser
Verordnung auSznsetzen und den deutschen Schiffen aut jeden Fall
vorerst noch die reine schwarz-weiß-rote HandelSffagge zu belassen."

Nach all den bisherigen Kundgebungen, die sich zum Teil in
lächerlichen Uebertreibungen und Beschimpfungen republikanischer Ein-
richtungen gefallen, sollte man bald annehmen, daß Deutschlands
Existenz von der Beibehaltung der schwarz-weiß-roten Flagge abhängt.
Nicht die Flaggen f a r b e n sind entscheidend für den Wiederaulbau
Deutschlands, toudern der Geist, in dem dieser vollzogen wird.
Was reaktionär in Deutschland gesonnen ist und die Republik
durch die Vl0narchie wieder ersetzen möchte, schwört heute noch zur
schwarz-weiß-roten Flagge. Diese Tatsache ist auch im Ausland nur
aUzugut besannt und gerade dort würde man es einsach nicht ver-
stehen, wenn die Republik vor der schwarz-weiß-roteu Flagge kapitu-
lieren, wenn die Reaktion über die Demoiratie triumphieren würde.
Die Kreise, die im Ausland heute so großen Wert aut die Beibehaltung
der schwarz-weiß-roten Flagge legen, find allbeut )(6»nationa.
Iistisch gesinnt und gewiß keine Freunde des neuen republlkanitchm
Deutschland, wie zahlreiche Auslassuiigen in bet reaktionären Presse
eS unS oft genug bewiesen Haden.

Reichs - Arbeiter - Sportwoche.

Am Sonntag, 6. Juni, veranstaltete der Freie Wafferiportverein
Altoiia-Otten.en, anläßlich der R.-A.-S.-W. auf bet Elbe ein Propa-
panoa-Taueischwimmen. Gemeldet hatten sich 56 Teilnehmer, wovon
50 das Ziel erreichten. Start war „Partholel" - Teufelsbrücke und
Ziel Neumühleii, links neben der LaiiduugSbrucke. Zum Sicherheits-
dienst und Transport der Kleider diente eine Barkasse, am der al«
Leiter des Ganzen der Schwiuiinwart, sowie einige Retter und ein i
Ardener- Samariter war. Außerdem wurden bie Teilnehmer, die sich
aus der Jugend-, Frauen- und Hcrrenadteilung zusauiiuenstellieti, von
der Paddelgruppe Hamburg und Paddelbooten Altona» begleitet. Am
Ziel hatte sich eine aniehnliche MlNschetimcnge ungesunden, die die
ankommenden Schwimmer und Schwimmerinnen mit Jubel begrüßte.
Nachdem alles an Land war, zeigte die I Mädchenriege ihre Fertigkeit
an einem Neigen, der mit Beifall ausgenommen wurde. An chließend
begann das Wasserballspiel; al« Stäbieipiel konnte es nicht gehen, da
Hamburg nicht vollzählig endlichen war und die Maiinschasten
kombiu.ert werden mußten, ES wurde ein GeseUschaiis Piel nach
den alten Regeln deS Arbeiter - Wasser Port»Verbände« ge-
zeigt , da« 1: 1 endete. Um jedoch den Zmchauern zu
zeigen, wie in den Wassenporivcreinen und im Ärbeiter-Sainaiiterbund
geübt wirb, um innere Miiinenichen in der Geiahr de» Ertrinken» zu
reiten sowie die Wiederbelebung auszunehinen, wurde vom Schwiinin-
toari an einem Versuchsobjekt außer Wasser und bau anderen
Schwimmern im Wasicr Retten, geglichen in Befreiung au« der Um»
klauimcrung des Ertrinkenden und oas Schleppen oder der Transport
desselben, vorge ührt. Zwei Leute fielen mit Kleidern von einer Reit-
schule in« Wasser, wurden von Schwimmer» gerettet und daun den
Samaritern Überlasten zu Wiederbelebiittgsvermcheti. Die Ard iier»
Samuriterkoloniie war zahlreich mit Leuten, Aerzten und Geräten,

sowie Zelt beuteten. Arbeiter, schließt Euch den Arbeiter-Lport-
bcreinen an, heran« an« den bürgerlichen Vereinen. Bieibl zusaminen
und meßt Eure Siätie unter ßlaijengenoffen, Bet un« braucht Ihr
nicht zu kriechen und den Buckel stumm zn inach-n vor den Proiek-
loren brr bürgerlichen Vereine (Gelbsack und Tuel). Frei sollt Ihr
sein unter treten Menschen. Darum nochmal«, hinein in bie Sport-
vereine unserer Klasse. H. B.

Hannover.

Hohe Strafen wegen verbotener CMnfitht. Au« Geeste-
münde wirb berichtet: Wegen verbotwidriger Eiuiuht von Sardellen
mürben verurteilt Fischhändler Wilhelm Weilering und Hendrick Gome»
zu je ti Wochen Gesängni» und 664 200 Geldstrafe, Karl Voß zu
einem Monat und 453 600 jtt., Georg Wesemann zu einem Monat und
180 000 X, Karl Stabe zu einem Monat und 30 600 X Geldstrafe.

Runlt, Wissenschaft und Leben.

Hamburger Volkshochschule. Wegen Erkrankung des Herrn
Dr. Groebel muß bie von ihm geleitete ArbeitSgemeinschast am
Mittwoch auSfa > len. — Die nächste Führung biirch den Botani-
schen Garten von Prof. Dr. H. Winklet und Prof. Dr.
H. Kleb ahn findet am kommenden Sonnabend, II. Juni, statt.
Versammlung pünktlich 6 Uhr nachmittags im großen Hörlaal bet
Botanischen StaatSinftiluie, Eingang Jungiiissiraße. Die Führungen
sinb unentgeltlich unb jedermann zugänglich.

AuS der Thcaterwclt. Hamburger Volk«-Oper.
Sonnabend, den 11. Juni, 7j Uhr, findet die erste Aufsührnng bet
beliebten Operette „Die EzarbaSfürstin" von Emmerich Kalman,
neu einftubiert, statt.

Kleine Chronik.

Die Wirkung des neuen EiuwandcrungSgesetze» in
Amerika. An« Boston wirb gemeldet: Der White Star-Dampfer
„Cenopic" kam hier mit über 1000 italienischen Auswanderern an.

Unter dem neuen Einwaiiberergesetz dürfen innerhalb eines Monat«
nur 300 Italiener in Boston landen. Wenn keine gegenteilige Weisung
ergeht, muß der übrige Teil mit dem Dampfer wieder zurückfahren.

Kehle Nachrichten.

Weitere Kriegsverbrecherprozesse.

WTB. Leipzig, 7. Juni. In der Strafsache des General-
leutnants a. D. Stenger und des Majors a. D. CrusiuS
wegen Kriegsverbrcchen ist auf Ansuchen der französischen Re-
gierung der am 15. Juni vor dem 2. Strafsenat des Reichs-
gerichts anstehende -Hauptverhandlungstermin auf den 29. Juni
verlegt worden. Gleichzeitig aus demselben Grunde ist der
Termin in den Sachen gegen den Oberleutnant a. D. L a U l e
vom 22. Juni auf den 7. Juli verlegt worden.

Sprechsaal.

Arbeiter-Samariter-Bund, Kolonne Hamburg. Mittwoch, 8. Juni,
abends IVi Uhr, in der Gewerbekchule Borgesch 1, Zimmer 19, gort-
bildunaskursus für die aktiven Mitglieder. Referent: Herr Dr. Bach-
rach. Pünktliches Erscheinen ist notwendig. Der Vorstand.

Der Bund der Arbeiterinvaliden, Groß-Hamburg, hält im Laus«
deS Monats folgende Bezirksversammlungen ab: Mittwoch, 8. Juni,
Hammerbrook, bei Meister, Lorrmstraße 27: Donnerstag, 9. Juni,
Eppendorf, bei Bierstedt, Eppendorfer Landstraße 10; Freitag, 10. Juni,
Altstadt und Neustadt, bei Tegge, Mühlenstratze 3, und Eimsbüttel, bei
Bocrst, Fruchtallee 77; Montag, 13. Juin, Barmdeck, bei Swütt, Ecke
Wohldor erstraße und Dogelwe.de. und Wandsbeck, bei Witten, Feld-
straße 79; Dienstag, 14. Juni, St. Pauli, bei Kroth, Erichstrabe 63;
Sonntag, 19. Juni, Eilbeck, bei Burne, Conventstraße 5, vormittags
10 Uhr. Die Versammlungen St. Pauli, .st am nie ' mot und Eppendorf
beginnen um 7 Ubr, alle anderen um 6 Uhr abend?.

ReichSdnud der Kriegsbeschädigten, Bezirk Uhlenhorst. Kriegs-
Hinterbliebene, am Donnerstag, 9. Juni, findet um IVi Uhr Sie Be-
zirksvertammlung im Lokale von 2 mme mann, Äeinrich-Hertlstraße,
Ecke Winterhuderweg, statt Tagesordnung, unter anderem, Um-
anerkennung, soziale Fürsorge, Kindersürsorge. Referent: Kamerad
Detjen. DerVorstand.

vriefkaften.

Hamburgische Beamte geqrn die vrstänsuuqsprüfllnffen.

Wie un» mitgeteilt wird, nahm eine Beamtenversautmlung fol-
gende Eiitichtteßung an: Tie in der Arbeitsgemeinschaft hamburgischer
Justiz» und Verwaltungssekreläre organisierten Sekreiäre und An-
wärter auf Sekieiärstellen schließen sich den von den Großorgani-
laiioiien der ReichSlollegen erhobenen Protesleii gegen bie seitens bet
Retch»regiernng beabsichtigte Einführung sogenannter Ergänzung»,
prütungen an. Die Hamburgfiche Arbeitsgemeinschaft steht gleich'alis
aut dem Standpunkt daß die Einführung derartiger Prüfungen im
Hinblick auf den Reichstagrbejchlus vom 11. Mai b. I. einen
ungesetzlichen Akt bedeuten würbe und einer Mißachtung des Parla-
ments gleichkäine. Der Reichstag würbe im Falte ber Zulassung ber-

artiget Verwaliung«inaßnahmen ein Präjudiz schaffen, und damit der
Auslegung unb Erweiierniig der von ihm beschlossenen Gesetze burch
bie Regierung in der Weise Tür unb Tor öffnen, daß letzten Endes
gerade da« Gegenteil des durch da» Parlament ausgesprochenen Lolkr-
willens herourkommen wurde. Auch bie hamburgische Beamtenschaft
erwartet von den RegierniigSorganen Ausführung der Parlainent»»
beschlüsse; ein etwaige» Versagen deS Retchriage« gegenüber der Regie-

rung würbe die schwerwiegenbsten Konsequenzen lür Beschlüsse aller
Parlainenie bedeuten.

Der von bet ReichSregierung beabsichtigte Abbau be« Beamten-
körpert durch künftige prozentuale Herabbrückung Henie ordnungsmäßig
eingereihler Beamleiigruppen in niedrigere GehallSgruppen wird
schärfsten SBibetiprud) teilen« be» Reichstages erfahren müssen, ba in
diesem Verfahren eine Logik nirtt erblickt werden kann, c« vielmehr als
absolut Uiigerechi und undurchführbar bezeichnet werden muß. Abbau
brS Beamieiikörper» kann nur durch sachgemäße Verwaltungsreform
betrieben werben, nicht aber dadurch, daß geschlossene, in Vor- und
AuSdildung unb beruflicher Tätigkeit nicht zn trennende Beamten-
gruppen auSeinanbergerisseii unb unter verschiebener Amtsbezeichnung
gehaltliche Trennungen erfahr>n.

Damit wäre ber fortschiittliche Geist, ber au« ben Begrünbungen
ju ben GehaliSvotlagen sprach, burch RegierungSmaßnahmen ver-nichtet.

Achtung! Händler! Die Polizeibehörde erläßt eine neue
Verordnung über den Straßenhandel im Umherziehen, bie am
15. Juni in Kraft tritt In einer Anzahl von besonders Verkehrs-
reichen Straßen ist dieser Handel nach wie vor verboten. Vor
den Haltestellen der Straßenbahnen und vor den Eingängen zu
den Haltestellen ber Hochbahn bürfen bie Händler mit ihrem
Transportmittel erst in einer Entfernung von 3 Metern Auf-
stellung nehmen. Händler, welche auf einem von der Polizei-
behörde genehmigten festen Verkaufsstande Aufttelluna nehmen,
werden durch die Verordnung nicht berührt. Beide Arten von
Händlern (umherziehende und feste) aber sind an bie über Laden-
schlnh und Sonntagsruhe bestehenden Bestimmungen gebunden;
sie dürfen ferner nur mit solchen Artikeln und nur in denjenigen
Stadtteilen beziehungsweise an solchen Orten handeln, für bie
sie die Erlaubnis ber Polizeibehörde besitzen.

Druckexemplare der neuen Verordnung sind bei Grefe &
Tiedemann, Rödingsinarkt 62, zu haben.

Erwerbslosenelend. Am Hauptbahnhof entdeckte man int
Breme tasten eine» von Neustadt i. Th. hier emtieffenbeii Zuge? einen
jungen Menschen schlafend. Nachdem man ihn geweckt hatte, gab er
an. wegen seiner Erwerbslosigkeit die Heimat verlassen zu haben, um
sich hier nach Arbeit umzu eben. Der junge Mann, der Sattler ge-
lernt hat, würbe wegen Betrüge» festgenommen.

Ein „kleiner" Irrtum. Bei einem Wirt in bet FuhlSbüiteler-
straße gab ein Gast ethen 1000-Marktcheiii in Zahlung, den ber Wirt
sofort al« Fol chnote erkannte. Der Gast wußie zur Polizei, bort
hielt man Den Schein für echt und begab sich zweck» Prüiung zur
Bank. Endlich stellt sich die Ansicht be« Wirt« a!8 irrig heran« unb
bet noble Zecher konnte von hinnen ziehen.

Durch Säure verbrannt. Am Großen Burstah stürzte ber
Bote Oskar Schmier, al« er eine Flasche Salpetersäure trug, zu
Boden. Der Inhalt ber Flasche ergoß sich über Sch., bet erhebliche
Brandwunben bavontrug. Nach Anlegung eine« Notvetbanbe« kam
er in« Hasenkrankenhau«.

Zeitungsfrauen gesucht

zum 15. Juni.

===== llnbentlinl, Poolstraße 34. - ,

Lesezirkel „Wissen ist Macht"
(E. G. m. b. H.)

Alster 6810 Papenstratze 26

empfiehlt Lettin kippen mit folgendem Inhalt:
Universum, Gartenlaube, Welt und HauS,
Meggendorfer Blätter, Berliner Illustrierte
Zeitung, Ueber Land und Meer, Buch für Alle.
Pro Woche: 3,—, 2,50, 58,—, 1,50, 1,80,
i — *, 80, 70, 60, 504.

H. B., Wielandstraße. 10 % Zuschlag auf die Friedensmiete sann
bet Hauswirt beanspruchen.

H. S. Wenden Sie sich umgehend an die zuständige Stelle desMieteeinigungSam s.
Gin Aergerlicher. Das entzieht sich unserer Kenntnis.

Amtliche telegraphische Schiffsmel-unge».
Ti-ncloa. 7. Ium, 5 Ubr nachmittag».

<knxh«den melket: itngetommen.
7 Juni.

Bett' ®cbiff: Kaxitim: So*
9L 12.10 FD Dklvbm — der Nordsee

lr,40 FD Hem Nodenwind — do.
Feiner auf 10,15 Ubr Lchl-podampter Rolesand mit Leichter Unter*

rotier 17. — Bon hier nm : 11.45 Uhr Damv ei Mount Hinton.
Emgekommen: 1.45 Uhr Trum -Scho Kehrwieder
Wmd: NW. schwach. — Welter, heiter. — '-Barometer: 766,0. —

Thermometer + 19.0» L.

Jett:
v. 8,20

8 80
9,26

10.-
11,56

Holtenau meldet: In den Renal etngeleuten
7. Juni.

Schiff: Ramtin
SD. 6mil Junnelau«
6$ Auguste Santhoff
D. liebern Snare dbrrftenien
Mot -Boot Notendrücke Echt öder
deuttcher Segler SJloeroe Lau

len
Rostock

do.
Aarhu»
«venrade
Kiel
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